
  

Anzug betreffend Konzentration des Einsatzes von Zivildienstleistenden auf 
Betreuung und Pflege von betagten oder pflegebedürftigen Menschen 
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Als Alternative zum Militärdienst kann ein ziviler Ersatzdienst geleistet werden. Die Einzelheiten sind im 
Zivildienstgesetz (ZDG) geregelt. Der Zivildienst kann in vielen Bereichen erfolgen. Er kommt gemäss Art. 2 ZDG 
"dort zum Einsatz, wo Ressourcen für die Erfüllung wichtiger Aufgaben der Gemeinschaft fehlen oder nicht 
ausreichen". Die Arbeitsleistung muss im öffentlichen Interesse liegen. Alle diese Voraussetzungen des 
Zivildienstgesetzes erfüllen die Pflege, Betreuung und Assistenz von Betagten und Pflegebedürftigen sowie von 
Menschen mit einer Behinderung.  

Der Aufenthalt in einem Pflegeheim kostet viel. Der Personalaufwand für Pflegeinstitutionen wie auch für die 
Assistenz von älteren Menschen und von Menschen mit einer Behinderung ist hoch. Es ist zunehmend schwierig, 
genügend Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu finden, um eine gute und würdige Betreuung und Pflege im Alter 
sicher zu stellen. Dazu kommt, dass der Arbeitsmarkt infolge der Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative 
weiter austrocknen dürfte.  

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, wenn der Kanton Basel-Stadt den Einsatz von Zivildienstleistenden 
auf die Pflege, Assistenz und Betreuung von älteren Menschen und von Menschen mit einer Behinderung 
konzentrieren würde. Dies ist mit dem Gesetz vereinbar und führt nicht zu einer Konkurrenzierung des ersten 
Arbeitsmarkts. Kosten könnten gesenkt werden und eine grössere Zahl von motivierten jungen Menschen stünde 
für diese Mangelbereiche zur Verfügung.  

Die Unterzeichneten bitten den Regierungsrat deshalb zu prüfen und zu berichten, 

- ob Zivildienstleistende im Kanton Basel-Stadt künftig prioritär im Bereich Pflege, Betreuung und Assistenz 
von betagten Menschen sowie von Menschen mit einer Behinderung eingesetzt werden können; 

- wie sich der Einsatz einer grösseren Zahl von Zivildienstleistenden für die Trägerschaften von Pflege- und 
Betreuungsinstitutionen und den Kanton kostensenkend auswirken würde; 

- welche Massnahmen erforderlich wären, um diese Zielsetzung zu erreichen; 

- wie die Zusammenarbeit mit staatlichen und privaten Institutionen geregelt werden müsste, um dieses Ziel 
zu erreichen. 

Conradin Cramer, Patricia von Falkenstein, Heiner Vischer, André Auderset, Christine Wirz-von 
Planta, Michael Koechlin, Raoul I. Furlano 

 

 

 

 


